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Vollziehende Gewalt und National-
verſammlung.

Die Wahlen zur Nationalverſammlung am 2. Februar 1919.
Ueber das ſtaatsrechtliche Verhältnis, das

augenblicklich beſteht, wird von autoritativer Seite folgen-
des mitgeteilt: Die großen Umwälzungen, die am 9. Nov.
ihren Anfang nahmen, ſind von den Arbeitern und Sol
daten herbeigeführt. Der Begriff der öffentlichen Ordnung
und die Notwendigkeit, die Wohlfahrt aller zu wahren, hat
aber zur Vorausſetzung, daß die vollziehende Ge
walt nur von einer Stelle ausgeht. Das ſind die
Volksbeauftragten. Gewiſſe Schwierigkeiten liegen
augenblicklich noch darin, daß die Arbeiter und Soldaten
räte noch keine dirigierende Spitze haben. Dieſe muß ge
ſchaffen werden. Iſt ſie da, dann werden auch in dem Zu
ſammenarbeiten der Jnſtanzen alle Schwierigkeiten aus
geräumt ſein.

Ueber die verfaſſunggebende National-
ver ſammlung iſt zu ſagen, daß kein einziger Volks-
beauftragter in der Regierung ſitzt, der die Wahlen zu dieſer
Verſammlung auch nur um einen Augenblick länger hinaus-
ſchieben möchte, als es nötig iſt. Aber es iſt zu berückſich-
tigen, daß umfangreiche Vorbereitungen notwendig ſind.
Nach dem. Reichstagswahlrecht konnten dieſe Wahlen un-
möglich vorgenommen werden. Es muß eine neue
Wahlordnung geſchaffen werden, was ſelbſt dann nur
langſam geſchehen kann, wenn Tag und Nacht ge-
arbeitet wird. Auch die Soldaten müſſen wählen können.
Das iſt natürlich nur möglich, wenn ſie entweder an der
Front oder zu Hauſe ſind. Alle dieſe Schwierigkeiten müſſen
überwunden werden, aber ſobald ſie überwunden ſind, kommt
es zur Wahl.

Wie bereits mitgeteilt, iſt der Entwurf des Wahl
geſetzes vom Reichsamt des Jnnern ausgearbeitet wor-
den. Er ſollte am Sonnabend abend fertiggeſtellt ſein. Mit
dem preußiſchen Miniſter des Jnnern iſt eine Verabredung
dahin getroffen worden, daß der Entwurf auch gleichzeitig
für die Wahlen zur preußiſchen Nationalverſammlung
Geltung haben ſoll. Nach neuerer Meldung iſt der Entwurf
bereits am Sonabend nachmittag von der Reichsregierung
durchberaten worden, doch ſei es nichtunmöglich, daß dieſe noch
größere Abänderungen an ihm vornimmt. Als Termin für
die Auflegung der Wählerliſten wird der 2. Jan.
1919, als Wahltag der 2. Februar genannt.

Nicht Kommune, ſondern Einheits-Republik!
Die revolutionäre Bewegung iſt mit elementarer Gewalt

in einzelnen Orten, lokal, entſtanden. Aus dieſem Grunde
war es natürlich, daß zunächſt als Ausdruck der Revolution
lokale revolutionäre Jnſtanzen mit umfaſſender Machtvoll-
kommenheit entſtanden. Je mehr ſich die revolutionäre Be
wegung ausbreitet und konſolidiert, hat es ſich gezeigt, daß
das ganze Deutſchland einheitlich von revolutionärem Geiſt
und von revolutionärer Tatkraft beſeelt war. Das zentrale
Spiegelbild dieſer revolutionären Geſinnung in Deutſchland
hat dann ſeinen Ausdruck in den Vollzugsrat der Ar-
beiter- und Soldatenräte und in der Reich sregierung,
den Räten der Volksbeauftragten, gefunden. Dieſe Stellen
ſind nicht nur der Form nach, ſondern auch dem Jnhalt nach
der höchſte Ausdruck der deutſchen Revolution und der deut-
ſchen Volksrepublik. Sie müſſen immer mehr ausgebaut, ge
feſtigt und in ihren Aufgaben und Mitteln immer mehr an
erkannt werden. Die deutſche Volksrepublik muß einheitlich
geleitet werden, wenn ſie beſtehen und wirken ſoll. Der
ſozialiſtiſche Gedanke einer höheren politiſchen und wirtſchaft
lichen Ordnung der Dinge ſetzt ebenfalls eine zentrale Or-
ganiſation voraus.

Die Notwendigkeit zentraler Regierung bei den Ar
beiter- und Soldatenräten wie bei der politiſchen Leitung
kann nicht mehr eine Frage der Diskuſſion ſein, ſondern iſt
durch die Wahl des Vollzugsrates und der Reichsregierung
eine vollendete Tatſache. Wer ihr widerſpricht und wider
ſtrebt, wer ſie durch lokale Eingriffe in die Maßnahmen dieſer
Zentralſtellen ſtört, gefährdet geradezu die deutſche Volks-
republik.

Es mag ſein, daß manche Handlung der Zentralſtellen
revidiert werden muß, daß manche ihrer Maßnahmen nicht
vollkommen ſind. Zuerſt muß ſich aber den Zentralſtellen
jede lokale Jnſtanz und jeder einzelne Revolutionär unter
ordnen. Ohne Disziplin und Unterordnung iſt die Voll
endung der Revolution unmöglich. Die Neuwahlen aller
Körperſchaften, die periodiſch ſtattfinden müſſen, geben die
Gewähr, Unfähige auszuſchalten, Gutes durch Beſſeres zu
erſetzen. Das kann jedem zur Beruhigung dienen, der ſich
in einem beſtimmten Falle nur mit innerem Widerſpruch

einer von den Zentralſtellen verfügten Maßnahme unter-
ordnet. Jm Jntereſſe der Revolution und der Volksregie-
rung aber muß ſich jetzt jeder gute Revolutionär, der auf
Organiſation und revolutionäre Tatkraft und Wirkung etwas
hält, einem einmal gefaßten Beſchluß unterordnen, und ihn
mit aller Energie ausführen helfen. Nur durch einheitliches
Handeln kann der Sieg der Revolution geſichert bleiben.

Scheidemann über die politiſche Lage.
Ueber die Wahlen zur Nationalverſammlung ſchreibt

Scheidemann im Vorwärts: Die vernünftigeren Elemente des
Bürgertums haben ſich in überwiegender Mehrheit auf den Boden des
Neugeſchaffenen geſtellt und ſuchen ſelbſt nach parteipolitiſchen Formen,
um es zu feſtigen und zu erhalten. Man geht fehl in der Annahme,
die Notionalverſammlung habe zum größten Teil die Aufgabe, eine Art
amtliches Siegel unter die neuen Verhältniſſe zu drücken. Die Natſonal-
verſammlung wird die nicht geringere Aufgabe haben, innerhalb des
neugeſchaffenen Grundriſſes das Haus aufzubaguen, auszugeſlalten und
ſicherzuſtellen. Sie muß die neue deutſche Republik nach außen hin ver-
handlungsfähig und nach innen nach der wirtſchaftlichen Seite geſchäfts-

Präliminarfrieden bringen werden, der ebenſo wie der Waf-
fenſtillſtand eine vorläufige Regelung bedeutet. Den endgälligen
Frieden aber, der zugleich die Neuregelung unſerer Geſchäftsbeziehungen
zu unſeren bisherigen Gegnern und unſere Wiedereinreihung in den
Welt rkehr und Welthandel bringen ſoll, wird die Entente nur mit
einem konſelidierlen Deulſchland abſchließen.

Scheidemann ſchließt ſeinen Aufruf ſo:
Kein politiſches und kein wirtſchaftliches Gedeihen ohne Nafional

verſammlung! Das muß die Parole für die Reichsleitung ſein. Für
die ſozialdemokratiſche Partei gelte es, zu einem Wahlkampf zu

rüſten, wie er ſeinesgleichen noch nie dageweſen iſt. Zehn Wochen ſind

eine kurze Zeit, da darf keine Stunde verloren werden. Eine
Entſcheidung wird fallen, die nicht geringere geſchichtliche Bedeutung

beſitzen wird, als die Entſch'idung des Schlachtfeldes. Alle s, was
in unferer Partei an Opfermut und Kampfesluſt lebt, alle
geiſtigen und materiellen Kräfte müſſen angeſpannt werden, bis aufs
letzte, damit der Sieg unſer bleibi!
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Dem Vorwärts zufolge wird der Beginn der Verhandlungen über
den Präliminarfrieden in nächſter Zeit, jedoch kaum vor Ende dieſes
Monats, zu erwarten ſein. Sie werden in Paris oder Verſailles
ſtattfinden und ſollen Ende Januar beerdet ſein. Zu den eigentlichen
Friedersverhandlungen wird ein Apparat von vielen hundert Delegier-
ten aufgeboten werden

Eduard Bernſtein über die Revolution.
In der Abendausgabe der Freiheit ſchreibt Ed. Bernſtein,

die Revolution übernimmt ein furchtbares Erbe. Sie hat gewaltige
Arbeit zu verrichten, die größte Umſicht und Feſtigkeit verlangt, damit
die wirtſchaftliche Lage nicht noch verſchlechtert wird. Die Verſchlechte
rung kann aber nur vermieden werden, wenn die Vokfswirtſchaft ſo
wenig wie möglich in ihrem Gange geſtört wird, das heißt, wenn die
Bedingungen erfüllt ſind, unter denen das moderne, ſoweit verzweigte
und feingeäderte volks wirtſchaftliche Leben geſund funktionieren kann.
Das ſchließt radikele Maßnahmen auf volkswirtſchaftlich em Gebiet nicht
aus. Ohne ſie würde der Prozeß der allmählichen Vergefellſchaftung
der großen Unternehmungen in Landwirtſchaft, Jnduſtrie, Handel und
Verkehr ja nicht bewerkſtelligt werden können. Nicht das radikale iſt
hier das ſchädliche, wohl aber das unorganiſch-brutale Eingreifen in das
Wirtſchaftsleben. Das nun hat man offenſichtlich auf allen Seiten be-
griffen, und es iſt ein hoffnungsvolles Zeichen für den erfolgreichen
Verlauf dieſer neuen großen Revolution. Wir ſind uns der Größe der
Aufgaben, die vor uns ſtehen, voll bewußt. Wir wiſſen, daß ihre
Verrichtung nicht das Werk eines Tages ſein kann, daß jeder große
Schritt ſorgfältig überlegt ſein muß. Wir vrauchen gleichzeitig Kühn-
heit und Beſonnenheit. Auf keinem Gebiete mehr als eben in der
Volkswirtſchaft. Für heute ſoll nur die Tatſache feſtgeſtellt werden,
daß die Revolution des Proletariats in dieſem Sinne an die Aufgaben
herantritt, die Volkswirtſchaft auf allen Gebieten des ſozialiſtiſchen Ge
dankens ſo zu entwickeln, daß größerer Wohlſtand und mehr Freiheit

das Endreſultat ſein werden.

Die Gründung einer demo-
kratiſchen Partei.

Das Berliner Tageblatt veröffentlicht einen Aufruf zur
Gründung einer großen demokratiſchen Partei.
Unter den Unterzeichnern des Aufrufes befindet ſich auch der
Geh. Juſtizrat Johannes Junck, der bisherige Reichstags
abgeordnete für Leipzig-Stadt. Der weſentliche Jnhalt des
Aufrufs iſt der folgende:

fähig machen. Es iſt zu hoffen, daß ſchon die allernächſten Wochen den chaftlichen P
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Am 9. November ſind auch die alten e zerbrochen. Die
lange pietätvoll gehüteten Parleiprogramme ſind bedeutungslos ge
worden. Wir wünſchen die Vereinigung all derjenigen Kreiſe, der
Männer und Frauen, die heute nicht in Untätigkeit verharren, ſondern
die neugeſchaffenen Tatſachen anerkennen und ihr Recht zur Milwirku
betonen wollen. Was aus ſolcher Vereinigung hervorgehen muß,
eine

große demokratiſche Partei für das einige Reich.
Wir ſtellen heute kein Programm auf, aber durch gemeinfame

Grrundſätze müſſen diejenigen, die ſich uns anſchließen wollen, ver
bunden ſein. Der erſte Grundſatz beſagt, daß wir uns auf den Boden
der republikaniſchen Stagahtsform ſtellen, ſie bei den Wahlen
verkrelen und den neuen Siagakt gegen jede Regktion verteidigen wollen,
daß aber eine unter allen nötigen Garantien z Raktional-
ver ſammlung die Entſcheidung über die Verfaſſung treffen muß.
Der zweite Grundſatz beſagt, daß wir die Freiheit nicht von der Ord-
nung, der Geſehmäßigkeit und der polifiſchen
Staatsangehörigen zu trennen vermögen, und daß wir jeden
wiſtiſchen, reakliionären oder ſonſligen Terror bekämpfen, deſſen Sieg
nichts anderes bedeuten würde, als Elend und die Feind
ſchaft der ganzen ziviliſierten vom Rechtsgedanken erfüllten Welt.

Die Zeit erſordert die Geſtaltung einer neuen foziglen und wirk
olitik. Sie erfordert, für monopoliſtiſch entwickelte Wirt

ſchaftsgebkete die Jdee der Sozialiſierung aufzunehmen, die
Stoalsdomänen aufzuteilen und zur Einſchränkung des Großgrundbe
ſitzes zu ſchreiten, damit das Bauerntum geſtärkt und vermehrt werden
kann. Notwendig ſind ſlärkſte Erfaſſung des Kriegsgewinnes, einmalige
progreſſive Vermögensabgabe, andere tiefgreifende Steuermaßnahmen,
geſetzliche Garantierung der Arbeiter-, Angeſtellten- und Beamtenrechte,
Sicherung der Anſprüche der Kriegsteilnehmer, ihrer Witwen und
Waiſen, Stützung der ſelbſtändigen Mittelſchicht, Freiheit für den Auf
ſtieg der Tüchtigen und die internationale Durchführung eines ſozial
politiſchen Mindeftprogramms. Wir verwerfen den lebensfremden,
tötenden Doktrinarismus und ſind überzeugt, daß alle Stände, Arbeiter
wie Bürger und Bauern, ſich nur dann wieder emporraffen können,
wenn man die deutſche Wirtſchaftspolitik vor bolſchewiſtiſchen und
buregukraliſchen Experimenten bewahrt.

Es iſt kein Geheimnis mehr, daß gleichlaufende Be
ſtrebungen auch anderwärts im Bürgertum beſtehen.
Das einſeitige Verhalten der Führer der Leipziger Unab-
hängigen Sozialiſten, die die Diktatur des Proletariats
bis zur völligen Sozialiſierung befürworten und jedermann
von der Mitbeſtimmung ausſchließen, der nicht auf das
unabhängige Programm eingeſchworen iſt, ja die ſogar die e
Bildung der verfaſſunggebenden Nationalverſammlung bis
zum St. Nimmerleinstage verſchieben möchten, wir ſagen,
daß dies Verhalten der Leipziger Unabhängigen die neue
Parteigründung auch hier geradezu provo-
ziert!Vom Standpunkte der alten ſozialdemokratiſchen Partei
Deutſchlands hingegen kann die Notwendigkeit der neuen
Parteigründung nicht anerkannt werden. Ehrliche De-
mokraten, die eine neue ſoziale und wirt-
ſchaftliche Politik befolgen und die Jdee der
Sozialiſierung aufnehmen, haben Raum in der So
zial demokratiſchen Partei Deutſchlands
ſofern es ihnen Ernſt iſt mit der Preisgabe der bisherigen
Klaſſenherrſchaft, die ihnen die wirtſchaftliche Macht, der Be
ſitz der Produktionsmittel, in die Hand gab.

Zweifellos gibt es zahlreiche bürgerliche Jntellektuelle,
die nach der politiſchen Umwälzung nichts mehr von uns
trennt. Sie nunmehr auch für den formellen Anſchluß an
unſere Partei zu gewinnen, iſt auch eine Aufgabe
dieſer großen Zeit!

An alle Eiſenbahnbeamten und
Arbeiter!

Den Staatsbeamten und Staatsarbeitern iſt das Recht unbe
ſchränkter Koalitionsfreiheit gewährleiſtet. Es iſt daher jeder Ver
ſuch zu unterlaſſen, zugunſten einzelner Verbände gewaltſam und
mit Drohungen Propaganda zu machen.

Berlin, den 15. November 1918.
Die preußiſche Regierung.

An alle Staats- und Kommunal
2behörden.

1. Die Koſten, welche durch eine angemeſſene n r
Mitglieder der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte für ihre Mühe-
waltung entſtehen, ſind von derjenigen Stelle zu tragen, bei welcher der z
Rat ſeine Tätigkeit ausübt. Danach ſind ſie beiden Staatsbehörden a
ſtaatliche Fonds (Geſchäftsbedürfnisfonds), bei Kommunalbehörden
kommunale Fonds zu übernehmen. Erſtreckt ſich die Wirkſamkeit eines
Rates ſowohl auf ſtaatliche wie auf kommunale Behörden, ſo ſind die
Koſten angemeſſen zu verteilen,
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2. Vor Auszahlung der Vergütung haben diejenigen lokalen Orga-
viſationen, welche den Arbeiter-, Soldaten und Bauernrgat eingeſetzt
haben, die Legitimation des anfordernden Mitglieds zu prüfen.

3. Jm e iſt der entgangene Arbeitsverdienſt zu vergüten.
Hierzu tritt eine angemeſſene Aufwandsentſchädigung und Erſatz der
baren Auslagen. Dabei iſt jedoch zu beachten, daß es ſich um öffentliche
Gelder handelt und daß mithin bei dem Ernſt der Zeit möglichſte Spar-
ſamkeit gehoten iſt.

4. Aus dem gleichen Grunde iſt auf eine tunlichſte m r
der Zahl der Mitglieder eines jeden eizelnen Rates Bedacht zu

en.
Berlin, den 16. November 1918.

Preußiſche Regieru
gez. Hirſch. Ströbel. Dr. Südekum.

Jm Anſchluß an die Verfügung der preußiſchen Regierung vom
14. November über die Zuſtändigkeit der Behörden weiſen mir darauf
hin, daß die Unabhängigkeit der Gerichte nicht angetaſtet
werden darf. Es iſt daher unzuläſſig, wenn ſeitens eines Arbeiter und
Soldatenrats, wie es vorgekommen iſt, angeordnet wird, daß die Urteile
wer ſog dem Arbeiter und Soldatenrat zur Genehmigung vorzu

n ſind.
Berlin, den 16. November 1918.

Die preußiſche Regierung.
gez. Hirſch. Ströbel. Braun Eugen Ernſt.

Adolph Hoffmann. Dr. Roſenfeld.
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Nach eingegangenen Meldungen ſind die reaktionären Regierungs
walten vielerorts beſtrebt, ihre Tätigkeit nach altem Syſtem fortzu

etzen.
Durch einen Erlaß der preußiſchen Regierung ſind alle Regierungs-

präſidenten und Landräte ermächtigt, ihr Amt weiterzuführen. Dies
x jedoch nur ſo zu verſtehen, daß ihre Amtsführung unter ſchärfſter

oufroſle durch die örtlichen Arbeiter- und Soldatenräle erfolgt.
Alle Landräte und ſonſtigen Beamten, die ihre Amtstätigkeit nach

dem alten Syſtem fortſetzen oder gegenrevolutionäre Beſtrebungen be-
eigen oder unterſtützen, ſind durch den zuſtändigen Arbeiter und Sol-

enrat unverzüglich abzuſetzen
Unbedingt ſind allen Landratsämtern Beauftragte der Arbeiter und

Soldatenräte beizuordnen, denen die ſtändige Ueberwachung aller Maß-
nahmen obliegt.

Offener Widerſtand iſt
brechen.

Der Vollzugsrat des Arbeiter und Soldalkenrats.
Molkenbuhr. Rich. Müller.

gegebenenfalls mit Waffengewalt zu

Die verſchiedenen Bekanntmachungen der Reichsregierung und
anderer Behörden, auch die Bekanntmachung der Gew'erkſchaftkskom-
miſſion von Berlin ſind geeignet, Mißverſtändnis über die Rechke der
Arbeiterräte bzw. Ausſchäſſe aufkommen zu laſſen. Die Unternehmer
betrachten die Arbeiterausſchüſſe bereits als aufgelöſt und weigern ſich,
dieſen die Kontrolle über den Betrieb einzuräumen. Demgegenüber er-
klärt der Vollzugsrat des Arbeiter und Soldatenrats folgendes:

Bis zur endgültigen Neuwahl der Fabrikarbeiterräte, die unter
Aufſicht der Gewerkſchaften vorgenommen wird, bleiben die beſtehenden
Arbeiterausſchüſſe in Kraft. Dieſen Ausſchüſſen ſteht das Kontroll und
Mitbeſtimmungsrecht über alle aus dem Produktionsprozeſſe entſtehen-
den Fragen zu.

Der Vollzugsrat des Arbeiler- und Soldakenrals.
Richard Müller. Molkenbuhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, 18. November 1918.

Mitbürger.
Die Entente verlangt von uns Ueberführung faſt ſämtlicher U-

Voote. Dazu iſt ſofortige Rückkehr alles U-Boots-Perſonals an ſeine
Dienſtſtelle unumgänglich nötig. Nur wenn wir alle Bedingungen er-
füllen, iſt der Frieden geſichert. Die Rückkehr der U-BootsBeſatzungen
iſt unſerem Vertreter in der Waffenſtillſtandskommiſſion zugeſagt.
K. M. Nr. 6353/11. 18. A. M. Der Unterſtaatsſekretär. Goehre.

Dem vorſtehenden Befehl iſt ſeitens des UBoots-Perſonals un
bedingt Folge zu leiſten. Die hiervon betroffenen Angehörigen der
Marine haben ſich unver züglich an ihre Dienſtſtelle zurückzube
geben. Der Soldatenrat: Militär- Kommiſſion. Gez.: Meye.

Aufruf
Sämtliche Heeresangehörige, die ſich von ihren Trup-

penteilen unerlaubt entfernt haben, werden aufgefor-
dert, unverzüglich zu denſelben zurückzukehren. Widri-
genfalls erfolgt ſtrenge Beſtrafung.

Halle, den 14. November 1918.
Der Soldatenrat der Stadt Halle.

An die Mitglieder des Großen
Arbeiterrats.

Der mittlere Rat hat ſich in ſeiner g am Mittwoch mit der

Frese der er 7 S r r v oeine Komm eingeſetzt, die folgenden Vor machte, der die
ſtimmung des mittleren Rates in der Donnerstagſitzung gefunden hat.

Die Wahl der Delegierten zum Großen Arbeiterrat erfolgt d
en; auf je

nere Betriebe werdn zur Wahl men

lungen.
Der mittlere Rat ſoll aus 20 Arbeitervertretern beſtehen, die der

ßeeb Arbeiterrat zu wählen hat, der Vollzugsausſchuß beſteht wie bis
er aus vier Mitgliedern des mittleren Rates.

Alle Wahlen haben geheim zu erfolgen, ſobald mehr Kandidaten
vorgeſchlagen werden, als zu wählen ſind.

Die erſte öffentliche Tagung des Halliſchen
Soldatenrats.

Die erſte öffentliche Veranſtaltung veranlaßt den Vorſtitzenden,
Leutnant Gruner, zunächſt in einem einbeitenden Wort Zweck und Auf
gabe des Soldatenrates darzulegen. Alle Kompagnien, alle Batterien
und ſonſtigen militäriſchen Körperſchaften haben zur Bildung des Sol
datenrates ihre Verkrauensmänner entſandt. Sie ſelbſt wieder haben
einen engeren Rat gewählt, und der wieder hat einen Vorſtand, der
aus vier Mitgliedern gewählt iſt. Der Soldatenrat ſieht es als ſein
vornehmſtes Ziel an, für Ruhe und Ordnung zu ſorgen, Sicherheits-
maßnahmen für die Allgemeinheit zu ſchaffen, das wirtſchaftliche und
bürgerliche Leben in ungeſtörtem Fluß zu halten, bis von der Regie-
rung geeignete Maßnahmen verfügt werden. Demobiliſierung und Ernährung ſind wichtige Gebiete ſeiner Beratungstätigkeit. Vkit Freude

nahm die Verſammlung die Mitteilung auf, daß jetzt die erſten Flug
zeuge von der franzöſiſchen Front zurückgekehrt ſind. Die ganze Front
entlang, ſo berichten ſie, wehen die roten Fahnen und überall verbrü-
dern ſich die deutſchen und franzöſiſchen Truppen. Lebhafter Beifall
begleitete dieſen Bericht.

Danach gab der Vorſitzende zwei Schriftſtücke aus Magdeburg be-
kannt, eine Dienſtanweiſung des ſtellvertretenden Generalkommandos,
gegengezeichnet vom Beauftragten des dortigen Soldatenrates Pinthus,
und einen Magdeburger Garniſonbefehl.

Den Garniſonbefehl von Magdeburg beſchloß die Verſammlung
abzulehnen, dagegen ſoll die Dienſtanweiſung des ſtellvertretenden
Generalkommandos Geltung haben mit Ausnahme zweier Beſtim
mungen über die Dinge, die man in Halle in mühſeliger Beratung ſchon
beſſer geregelt hat. Die Dienſtanweiſung L u. a., daß die Offi
ziere außerhalb des Dienſtes Zivil tragen, die Mannſchaften und Unter
offiziere Uniform. Offiziere und Unteroffiziere ſind nur im Dienſt Vor-
geſetzte; Grußpflicht beſteht nicht. Diſziplinarſtrafen und Beſchwerde-
vorſchriften ſind aufgehoben, dennoch ſoll der Gehorſam beſtehen blei-
ben. Der Dienſt bleibt im weſentlichen auf Wach- und Arbeitsdienſt
in den Kaſernen beſchränkt. Zur Regelung des Dienſtes hat jede Kom
pagnie einen Vertrauensmann zu wählen. Verpflegung und regelmäßige
Löhnung ſind nach Möglichkeit ſicherzuſtellen. Die Verſammlung war
der Anſicht, daß die Beſtimmung über die Beſeitigung der Diſziplinar-
ſtrafen und der Beſchwerden keine Zuſtimmung verdient. Wie könne
man Manneszucht aufrechterhalten, wenn Di'ziplinarſtrafen unmöglich
ſind? Jn Halle habe man ſich im entgegengeſetzten Sinne ſchlüſſig ge-
macht und die Diſziplinarſtrafen ſowie das Beſchwerderecht gegen die
Strafen neu geregelt. Darum war die Verſammlung ſich darüber einig,
die Dienſtanweiſung nur in dem Umfange anzunehmen, wo ſie nicht
mit den Halleſchen Verordnung kollidiert, aber in den beiden vorſtehend
bezeichneten Punkten das Holleſche Syſtem beizubehalten. Jm übrigen
ſoll von Fall zu Fall entſchieden werden.

Für den Regierungsb'zirk Mer'eburg will man einen beſonderen
Soldatenrat ſchaffen, in der jeder lokale Soldatenrat einen Delegierten
entſendet. Gewählt wird das Mitglied Köſternitz. Verlangt wurde,
daß der Soldatenrat, auf den ſich das Generalkommando ſtützt, von
Delegierten ſämtlicher Soldatenräte des 4. Armeekorps gewählt wer
den müſſe. Dieſe Bedenken machte eine inzwiſchen eingelaufene Mit
teilung des Vorſitzenden des Magdeburger Soldatenrates hinfällig, wo
nach Abgeſandte der Soldatenräte der einzelnen Garniſonen auf Frei-
tag nach Magdeburg geladen waren. Die Verſammlung wählte dann
den Vorſitzenden Leutnant Gruner.

Aus einer Sitzung am Mittwoch, zu der die Preſſe noch keinen
Zutritt hatte, wird uns folgendes mitgeteilt: Der Soldatenrat beſchließt
die Zulaſſung von Berichterſtattern ſämtlicher Halleſcher Zeitungen.
Kamerad Roſenberg bringt eine Jnterpellation ein, die Verſammlung
möge beſchließen, Aufklärung über einen Artikel in einer hieſigen Zei
tung zu fordern, in welchem geſagt wird, der Arbeiterrat von Halle hält
es für erforderlich, den Soldateyrat, in welchem auch Offiziere ſitzen,
nach ſeiner Weiſe umzugeſtalten. Die Verſammlung beſchließt auf
dieſe Jnterpellation: der große Soldatenrat proteſtiert einſtimmig gegen
den Urheber des Artikels und ſpricht dem Vorſitzenden, Leutnant Gru-
ner, ſein vollſtes Vertrauen aus.

Ein Rat geiſtiger Arbeiter in Halle.

weiggruppe des Rates geiſtiger Arbeiter (Berlin) nach folgenden
chtlinien konſtituiert:
1. Anſchluß an die Internationale zum Zwecke der Vermeidung kirnf

2. eit der geiſtigen Intelligenz an dem neuen Aufbau des
dem Programm der Einheitsſchule. BeDie Jugend iſt e re 43

4. Lö der kulturellen Frage.
5. eng unſeres Künſtlerſtandes, unſerer Schriftſteller und

6. an der Volk beteiligten Faktoren.7. r gegen eutung der Jnte
smus.

Alle, die auf Grund vorliegenden Programms willig und freudig
an dieſem Rieſenwerk, an dem Aufbau unſeres Volksſtaates, an der Lö

ng aller kulturellen Fragen mithelfen wollen, werden gebeten, ihre
dreſſen ſchriftlich niederlegen zu wollen bei Herrn Karl Reiwand,Harz 42/44 i Zeye 23, mit dem Vermerk: betr. Jntelligenz-Rat.

7

Noch kein Kohlenüberſchuß.
Die Meinung, daß mit dem Freie infolge Abbauens der

Rüſtungsinduſtrie ſogieich reichlich Kohlen zur Verfügung ſtänden
und eine behördliche Regelung der Kohlenverteilung entbehrlich ſein
würde, iſt irrig In nächſter Zeit werden durch die bilmachungs
transporte, durch die im ſtillſtandsvertrage ausbedungene Ab-
gabe von Eiſenbahnmaterial und durch ſonſtige Waffenſtillſtandsbedin
gungen die Kohlenförderung und Kohlenverſorgung auf das äußerſte
erſchwert. Nur bei größter Sparſamkeit im Verbrauch von Kohlen,
Gas und Elektrizität und uer Jnnehaltung der Bezugs und Ver-
brauchsvorſchriften kann eine geordnete Kohlenwirtſchaft gewährleiſtet
werden. ie neue Regierung hat daher den Reichskohlenkommiſſar
und ſeine Organiſation beſtätigt. Die Organe des Reichskohlenkommiſ-
ſars ſind, wie bisher, die für die einzelnen Kohlenerzeugungsgebiete ein
gerichteten amtlichen Verteilungsſtellen, ferner für die IJnduſtrieverſor

ung die Kohlenabteilungen der Kriegsamtſtellen, für die Untervertei
ng des Hausbrandes die Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwoh-

nern und im übrigen die Kommunalverbände, für Gas und Elektrizität
die von den Kriegsamtſtellen beſtellten Vertrauensmänner der Gas und
Elektrizitätswerke. Für GroßBerlin iſt die für Hausbrand, Gas und
Elektrizität nnd Stelle der Kohlenverband Groß- Berlin. Ande-
ren Stellen iſt ein Eingreifen in die Kohlenverteilung unterſagt. (WTB.)

Pferdefutter. Der Magiſtrat macht darauf aufmerkſam, daß
noch getrocknete Rübenblätter und re bei Schmidt und
Philipp abzugeben ſind. Auf jedes Pferd entfallen in Klaſſe J je
60 Pfd., in Klaſſe II je 80 Pfd. und in Klaſſe III je 100 Pfd. Preis
33.50 M. für den Zentnet. Wer Trockenſchnitzel kaufen will, muß
die gleiche Menge Trockenblätter nehmen. Lieferſcheine am Mon
tag, dem 18. November im Zimmer 44 des Rathauſes.

Ackervergebung durch den Bund zur Erhaltung und Meh-
rung der deutſchen Volkskraft. Die Zuteilung der Parzellen aufdem Acker auf der Böllberger Flur findet Dienstag nachmittag

2 Uhr ſtatt. r Reſt des Ackers an der Oppiner Straße ſoll am
Mittwoch nachmittag 2 Uhr ſtattfinden. Diejenigen Kleinpächter,
die auf dieſen Aeckern Land erhalten haben, wollen ſich mit vier
mit ihren Namen verſehenen Pfählen zu dem angegebenen Zeit-
punkt einfinden, damit ſie ihre Parzellen abgrenzen können.

Ein Bürgerausſchuß für Halle. Die Fortſchrittliche Volks
partei (Demokratiſche Partei) hat in den letzten Tagen einen
Bürgerausſchuß gebildet, nachdem ſie ſich mit einer Reihe von Or-
ganiſationen über die Entſendung von Vertretern ins Benehmen
geſetzt hatte. Nach einigen vorbereitenden Arbeiten konnte ſich be
reits am Freitag der Ausſchuß konſtituieren. Es gehören ihm die
folgenden Herren an: Abg. Delius, Prof. Abderhalden, Georg,
Kaufmann' und Stadtverordneter, i Kaufmann, Manſchewſtki,
Kaufmann und Stadtverordnetex, Vizepräſident der Handels-
kammer, W. Herzfeld, Juſtizrat, Kleemann, Optiker, Vorſitzender
des Handwerkermeiſter-Verein, Arlt, Steinſetzmeiſter, Spröte, Buch
drucker und Stadtverordneter, Frankenſtein, Dreher, Saupe, Rektor,Sorger, Magiſtratsſekretär, Vorſitzender des ſtädt. Beamtenvereins,

Sperl, Eiſenbahnbetriebsſekretär, Oberpoſtſchaffner
und Stadtverordneter, Bennemann, rivatangeſtellter, Lange,
Verſicherungsbeamter, Balke, Poſtſekretär und Stadtverordneter,
Hilker, Student, Oberingenieur Minner, Dr. Tarraſch, Arzt, Leh
mann, Baumeiſter, Helms, Redakteur, Frau Juſtizrat Bennewiz,
Frl. Beauvais, kaufm. Angeſtellte, Vorſitzende des Vereins der
kaufm. weiblichen Angeſtellten, Fräulein Schumann, Lehrerin. Es
werden noch zwei Privatbeamte, ein Vertreter der Univerſität, der
Schule und der techniſchen Angeſtellten hinzutreten.

Der Ausſchuß wählte zu ſeinem 1. Vorſitzenden Herrn Karl
Delius, zum 2. Vorſitzenden Herrn Geheimrat Prof. Dr. Abder-
halden und zum Schriftführer Herrn Carl Helms. Dem Arbeiterrat
wird eine entſprechende Mitteilung zugeben, obwohl dieſer durch
ſeinen Präſidenten bei verſchiedenen Anläſſen keinen Zweifel dar
über gelaſſen hat, daß er eine Mitarbeit einer ſelbſt demokratiſchen
Vertretung des Bürgertums nicht wünſcht!

Dozenten-Verſammlung. Eine am 14. November vom Rektor
einberufene Verſammlung aller Dozenten der Univerſität nahm
einſtimmig folgende Entſchließung an:

„Die Dozenten der vereinigten Univerſität Halle- Wittenberg

z durch den Kapita

Zwiſchen Himmel und Erde.
J Roman von Otto Ludwig.

Dazu hatte er vor der Tat an ſeinem gewöhnlichen
Zerſtreuungsorte ſtark getrunken und mit ſeiner Waghalſigkeit
geprahlt. Darin hatte er von je, ſeiner Natur nach, die höchſte
Eigenſchaft eines vollkommenen Schieferdeckers geſehen und
in der Zeit ſeiner Tätigkeit genug Beweiſe davon gegeben, die
der Oeffentlichkeit nicht unbekannt geblieben waren. Dann
hatte er geäußert, jetzt wolle er ſein Meiſterſtück machen, und
war ſtark berauſcht von der Schenke nach Sankt Georg ge-
gangen. Alles Umſtände, die herumkamen und die einmal
gefaßte Meinung nur beſtätigken. Ein glücklicher Zufall hatte
alle Arbeiter von Sankt Georg entfernt; von dem Kampfe vor
dem Sturz wußten außer Apollonius nur die Dohlen, die dort
wohnten. Der Bauherr hatte ſogleich, nachdem er die Ge-
ſchichte erfahren, ſeinen Liebling aufgeſucht und brachte dieſe
auf den Turmboden, wo er den Erſchöpften ſitzend fand, ſchon
völlig fertig mit. So fiel es niemand ein, dieſen zu fragen.
Man erzählte ihm, anſtatt ihn erzählen zu laſſen. Es hatte ihn
bei ſeinem Schmerz in der Seele des Vaters gefyeut, daß nie-
mand den wahren Sachverhalt ahnte; die Schande des Bruders
und damit des ganzen Hauſes konnte niemand helfen und
den Vater köten. Er ſchwieg daher über das, worum man ihn
nicht fragte. Der alte Herr erriet, der verlorne Sohn hatte
den Tod abſichtlich geſucht. Er fand, es war ſo gut. Alles,
was er vernahm, bewies ihm, der Unglückliche wollte die Ehre,
ſeines Hauſes ſchonen. Dennoch ängſtigte ihn die Möglichkeit,
es möchten noch Umſtände bekannt werden, die den allge
meinen Jrrtum berichtigen könnten. Natürlich aber ließ er
ſich weder ſeine Meinung, noch ſeine Furcht abſehen. Er zeigte
ſie ſelbſt Apollonius nicht, der im Glauben, der alte Herr
teile die Ueberzeugung der ganzen Stadt, ihm' nun auch ver
ſchwieg, wovon er fürchten mußte, es würde den Vater unnötig
erſchrecken und beängſtigen. So blieb die erſte Meinung un
widerlegt, die Gerichte fanden keinen Anlaß, unterſuchend ein
zuſchreiten, und die Gefahr, die der Ehre der Familie gedroht,
ging glücklich vorüber.

ines Abends ſah man denn die ſchwarze Bahre vor dem

Hauſe mit den grünen Fenſterläden, das darüber wegſah,
um ſein roſiges Ausſehen zu rechtfertigen. Etwas entfernter
ſtanden Frauen und Kinder in Gruppen zuſammen, bald leiſe
flüſternd bald voll Aufmerkſamkeit, die zeitweilig bis zur
Ungeduld ſtieg. Dasſelbe Treiben, dieſelben Empfindungen,
mit der die gebildetere Schicht der Bevölkerung des Augen-
blicks harrt, wo der Vorhang vor den rührenden Gebilden des
Dichters aufrauſchen ſoll, dasſelbe Bedürfnis hat die blauen
Schürzen hierher gezogen, das dort die ſchönſten Gewänder
der Stadt verſammelt. Zuweilen kommt ein ſchwarzer Mantel
unter dreieckigem Hut in düſterer Gravität die Straße daher
und tritt hinter der Bahre hinweg ins Haus. Endlich geht
die Tür doppelt auf. Der Sarg ſteht auf der Bahre, das
Leichentuch bedeckt beides; leiſe und in gleichmäßiger Be
wegung hebt ſich die ſchwarze, wallende Maſſe; nun iſt ſie an
ihrer Stelle, denn die Träger rücken den Hut zurecht. Und
nun bewegt ſichs ſchwankend, flatternd. Obenauf blitzt der
Deckhammer, den Valentin poliert hat, und ſagt, was man
jetzt der Erde übergibt, hat ehrlich zwiſchen Erde und Himmel
hantiert. Die alten Weiber ſchwemmen mit ſüßen Tränen
hinweg, was von Schmutz auf ſeinem Andenken liegt. Jnner-
lich geben ſie ſich das Wort, niemand, den ſie daran hin
dern können, ſoll Schieferdecker werden. Es iſt gefährlich,
das Schieferdeckerhandwerk zwiſchen Himmel und Erde:; das
predigt der Mann, der unter dem ſchwarzen Flattern zwiſchen
den Brettern liegt, ſo ſtumm er iſt, mit erſchütternder
Beredſamkeit. Dann muſtern ſie den alten Herrn, den zwei
Leidtragende führen. Er ſieht aus, wie der Geiſt des ehrlichen
Begräbniſſes ſelbſt. Doch über den ſchlanken, hohen Apol
lonius neben dem würdigen Bauherrn, vergeſſen ſie die ganze
Milde, die ſie vorhin geübt; ſie graben den Toten wiederum
aus den naſſen Totenblumen heraus, womit man ſeine
menſchliche Blöße bedeckt. Seinetwegen wär der Hammer über
ihm voll dunklen Roſts der Schande, Apollonius iſts, dem
er dankt, daß das Werkzeug ſo ehrenblank über ſeinem letzten
Bette liegt. Und ob ers um ihn verdient hat? Das will
keine ſagen. Könnte ſie der Tote hören vor den Brettern und
dem ſchwarzen Geflatter darum, er hätte dem Bruder noch
mehr zu verzeihen. Oder auch nicht zu verzeihen; er hatte ihm
nichts verziehen, nicht, was er an Apollonius, nicht. was
dieſer an ihm getan. Und könnte er vollends dem Bruder in

das Herz ſehen, aus dem ſein Tod allen Groll verwiſcht, das
ſich Vorwürfe macht, weil es einen Böſewicht ſah, wo es den
unglücklichen Wahnſinnigen hätte bedauern müſſen, er ſteifte
ſich noch tiefer in den Neid der Teufel. Dann kommt die
junge Frau an die Reihe, und völlig in der Weiſe ihres Ge
ſchlechts ſchlagen die Klageweiber in Eheſtifterinnen um. Und
wahrlich! ſie haben nicht unrecht; ein ſchöneres Paar, eines,
das beſſer zuſammenpaßte, das ſeiner gegenſeitig ſo wert
wäre, wie dieſes, fänden auch tiefere Beobachter im Bereich
der ganzen Stadt nicht aus. Der Zug ging am roten Adler
vorbei. Es war ſchon wieder ein Ball da oben, bei dem Fritz
Nettenmair fehlte; gewiß ein lederner Ball! Da iſt er jal da
iſt er jal klang dem Zug entgegen und begleitete ihn un-
ermüdlich die ganze Straße entlang. Aber famos konnte es
nicht werden trotzdem. Es war derſelbe Weg, den Fritz Net
tenmair zurückging, nachdem er den Geſellen begleitet hatte.
Damals ſah er im Geiſte den Bruder unter dem Deckhammer
und dem wallenden ſchwarzen Behänge und er ging leid-
tragend hinter ihm drein. Nun wars umgekehrt Wirklich-
keit geworden, aber Apollonius fühlte wirklich, was der Bru-
der nur zur Schau trug. Und fort gings immer die Straßen
hin, die Fritz Nettenmair damals hergekommen war. Und
draußen vor dem Tore zerfloſſen wiederum die Weiden in
Nebel oder Nebel gerann zu Weiden. Hüben und drüben
trugen Nebelmänner Nebelleichen neben der wirklichen her.
An dem Kreuzweg, wo Fritz Nettenmair damals den Ge-
ſellen im Nebel verſchwinden ſah, verſchwand er heute ſelbſt
darin. Ob es ihn freuen würde, wenn ihm einer ſagte, er
wird den Freund wiederſehen? Er werde ihn wieder be-
gleiten wohin? Eben tragen ſie in Tambach ihn hinaus.
Sie haben viel zu ſprechen miteinander. Fritz Nettenmair
kann dem Geſellen ſagen, wie ſorgſam er den Gedankenkeim,
den jener gegeben, bis zum Zerſchneiden des Seiles ausge
brütet hat, und der Geſell dem ehemaligen Herrn, daß er
unter dem Seilſchnitt verunglückte, den dieſer gemacht. Der
Geiſtliche, der Fritz Nettenmair die Grabrede hält denn
Fritz Nettenmair wird mit allen Ehren begraben, die ſeinem
Stande ziemen und für Geld zu haben ſind weiß nicht,
welch furchtbares Thema ihm entgeht.

(Fortſetzung folgt.

Am Dienstag, dem 12. November 1918, hat ſich in Halle eine
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fordern im Intereſſe der Einheit des deutſchen Volkes und der
r Herbeiführung des Friedens die baldige Einberufung iner

alverſammlung.“
Zeugenaufruf. Diejenige Dame, der Herr und der Bäcker

junge aus Nietleben, die am 14. November nachmittags n534 Uhr, das Schreien einer Frauensperſon an der Peißn rüg
dar und einen Soldaten verfolgt haben, werden er

ſchleunigſt bei der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer
oder 72, zu melden.

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen im Begirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem politiſchen Intereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als
ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge
winnen. Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 42,44.

Merſeburg. Nachdem ſich Sonnabend der Arbeiter und Sol
datenrat in zwei ſtark beſuchten Verſammlungen konſtituiert, wur-
den für Sonntag zwei Verſammlungen angeſetzt. Die Vor-
mittagsverſammluüng war ſchon überfüllt, die Teilnehmer der Nach
mittagsverſammlung konnte der geräumige Saal der Funkenburgnicht ſaſſen, es wurde daher beſchloſſen, nach der ſtädtiſchen Turn

halle in der Unteraltenburg die Verſammlung zu verlegen. Jm
geſchloſſenen Zuge wurde nach dort marſchiert. Auch die Turn
halle konnte die große Zahl der Teilnehmer nicht faſſen, trotzdem
Kopf an Kopf ſich reihte. Der Vorplatz wies noch zirka 2000 Per-
ſonen auf, es wurden deshalb zwei Verſammlungen abgehalten.
In der Turnhalle ſprach Genoſſe Holzapfel, Stadtverordneter aus
Magdeburg, vor der Turnhalle Geſchäftsführer Genoſſe Krüger
über die neuen Verhältniſſe. Nach den Verſammlungen wurde im
geſchloſſenen Zuge, an dem zirka 4000 Perſonen teilnahmen, am
Schloſſe vorbei nach dem Marktplatz marſchiert, woſelbſt Genoſſe
Koenen noch einige Worte an die Verſammelten richtete und zur
Ruhe und Beſonnenheit aufforderte. Ohne Zwiſchenfall verlief die

Thieme, Langer und Winlker, der Soldatenrat beſtehend aus den
Kameraden Neubert, Obſt und Weißpflug, ſich Montags
u einer gem S ung vereinigt, wurden die Forderungen

s A. und S.-Rates der Regierung, dem Magiſtrat und dem Land-
ratsamt unterbreitet. Sämtliche Jnſtangen haben die Forderungen
anerkannt und x den Anweiſungen des Arbeiter und Soldaten
rates ge r Regierungspräſident Herr v. Gersdorf hat ſich
bereit erklärt, in dem neuen Regieru de für den A. und
S.Rat ein miges Zimmer zur Verfügung zu ſtellen. Der
A. und S.Rat hat weitere zwei Bekanntmachungen erlaſſen, indenen gefordert wird, alle Waffen abzuliefern. aghinhaber können

nur durch Ge eine Beſcheinigung von dem A. und S. Rat zum
Tragen von en erhalten. Ferner ſind alle öffentlichen Lokale
um 10 Uhr abends zu re nach 105 Uhr abends darf nie
mand ohne Ausweis auf die Straße treten. Die Umgeſtaltung hat
en aller Ruhe vollzogen, nirgends iſt ein Zwiſchenfall zu ver
zeichnen.

Leuna-Werk bei Merſeburg. Am 14. November nachmitklag von
1 Uhr an fand im Kinoſaal eine Verſammlung der Angeſtellten des
Werkes ſtatt, die von etwa 500 bis 600 Perſonen beſucht wor. Zu-
nächſt war von der Werlksleitung der Beſuch der Verſammlung
während der Arbeitszeit unterſagt, dann aber unter Einwirlung
des Arbeiter- und Soldatenrates freigegeben worden. AroLiter-
ſekretär Kleei s Halle hielt einen Vortrag über Die neuc Zeit
und die Beſtrebungen des Verbandes der Bureauangeſtellten. Die
Ausſprache war außerordentlich lebhaft. Eine ganze Anzahl Ver-
e ſchilderte die dringliche Notwendigke t der ge
werkſchaftlichen Organiſation der Angeſtellten. Man habe ſeither
den Angeſtellten immer vorgeredet, ſie ſeien etwas anderes als de
Arbeiter und ſie hätten die gleichen Jntereſſen wie die Unter-
nehmer. Das ſei natürlich unzutreffend. Von mehreren Seiten
wurde der Beitritt zum Verbande der Burgauangeſtellten, Sitz
Berlin, empfohlen. ieſer ſei die zuſtändige freigewerkſchaftliche
Organiſation der induſtriellen und Fabriksangeſtellten. Ein ſchon
in einer voraufgegangenen Verſammlung gewählter Ausſchuß ſoll
prüfen, welcher Organiſation ſich die Angeſtellten anſchließen
wollen. Ueber die Frage, daß man ſich organiſieren müſſe, beſtand
Einmütigkeit. Auf dem Werke ſind rund 1500 Angeſtellte be-
ſchäftigt.

Arlern. Am Sonnabend fuhr Frau Paſtor Barthel aus Canna-
wurf mit dem Rittergutsbeſitzer Reiche, der zu einer Beerdigung nach
Sgeg wollte, zur Bahn. Am Bahnübergang bei Sachſenburg, deſſen
Schranke nicht geſchloſſen war, kam eine Lokomotive, die das Geſchirr
erfaßte und die Jnſaſſen herausſchleuderte. Frau Barthel wurde von
der Maſchine ein Stück mitgeſchleift, öberfahren und auf der Stelle ge-

Stolberg. Ein ſchwerer Einbruch wurde in dem Grund
ſtück des Herrn Gotthilf Krug, Tyramühle, verübt. Der Dieb hatte
es beſonders auf die vier Gänſe abgeſehen und ließ dieſe, n
er das Schloß erbrochen, mitgehen, ebenſo vier Kaninchen.
dem Verbleib der in jetziger Zeit wertvollen Tiere fehlt noch jede
Spur; die polizeilichen Ermittlungen blieben ergebnislos.

Nebra. Errichtung einer Kalifabrik. Die Gewerk
ſchaft Unſtrut zu Kleinwangen hat beim Bezirksausſchuß zu Merſe
burg den Antrag geſtellt: 1. ihr die Genehmigung zur ESrrichtu
einer Kalifabrik am linken Ufer der Unſtrut vei dem Orte Klein
wangen, welche ſie gemeinſchaftlich mit der Gewerkſchaft Georg zu
Kleinwangen betreiben will, zu erteileit. Die Kalifabrik ſoll für die
Verarbeitung von täglich 4000 Doppelzentner Karnallit-Rohſalzeßin Chlorkalium, Düngeſalz und Surfat eingerichtet werden; 2. i

das dauernde Recht zur Ableitung der bei der Verarbeitung der
Salze abfallenden Abwäſſer in die Unſtrut zu verleihen. Zeich-
nungen und Erläuterungen hierzu liegen bei der Polizeiverwalung
in Nebra und beim Landratsamte in Querfurt zur Einſicht aus.

Sangerhauſen. Reichstagskandiatur Sanger“
hauſen-Eckartsberga. Der Generalſekretär Dr. Hugo,
Berlin, iſt von den nationalliberalen Vertrauensmännern des
Wahlkreiſes Sangerhauſen- Eckartsberga einſtimmig als Reichstags
kandidat aufgeſtellt worden. Der Wahlkreis war durch den ver
ſtorbenen nationalliberalen Abgeordneten Hirſch vertreten.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Sonderverteilung in der fleiſchloſen Woche. Dienstag, vor

mittags von 8--12 Uhr: Nr. 60000--51 501, nachmittags
von 2—-6 Uhr: 51 500--46001 der Lebensmittelſcheine in der
Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf. Die Eier
ſind nicht zum Kochen in der Schale. Nachlieferung für
dieſe Sondeverteilung findet nicht ſtatt.

Rinderfett. Dienstag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 51001
bis 51500, nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 51 501-52 000
der Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 25 Pf. in
der Talamtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.

Marmelade. Von Dienstag an auf Marke 242 des Waren-
bezugsſcheins 18 jede Perſon Pfd. zum Preiſe von 1 M.
pro Pfund. Zugelaſſen nur diejenigen welche in die Kunden-
liſte eingetragen ſind.tötet. Herr Reiche erlitt Verletzungen an den Beinen, während ſein

impoſante Kungebung, die Merſeburg ſeit langer Zeit nicht ge
ſehen hatte. Nachdem der Arbeiterrat, beſtehend aus den Genoſſen

Kutſcher eine klaffende Wunde am Kopf davontrug. Der Wagen ging
vollſtändig in Trümmer, nur die Pferde blieben unverſehrt.

T

Verorönung über Maßnahmen gegen
Wohnungsmangel.

Auf Grund der Verordnung des Bundesrats vom 28. Septbr.
1018 (R. G. Bl. S. 1143) und der von dem Herrn Staatskommiſſar
für das Wohnungsweſen erteilten Ermächtigung vom 7. November
1918 St. 4. 617 wird für den Stadtkreis Halle folgendes
angeordnet: 81

Ohne vorhergehende Zuſtimmung des Magiſtrats dürfen:
a) Gebäude oder Teile von Gebäuden nicht abgebrochen,
b) Räume, die bis zum 1. Oktober 1918 zu Wohnzwecken be-

ſtimmt oder benutzt waren, zu anderen Zwecken, insbeſondere
als Fabrik-, Lager-, Werkſtätten-, Dienſt- oder Geſchäfts-
räume nicht verwendet werden.

Die Zuſtimmung darf nur verſagt werden, wenn das Miet
einigungsamt ſich mit der Verſagung einverſtanden erklärt hat.

S 2.
Jeder Verfügungsberechtigte von Räumen irgend welcher Art

(Eigentümer, Nießbraucher oder Nutznießer von Gebäuden oder
deren Vertreter) iſt verpflichtet:

a) unverzüglich dem ſtädtiſchen Wohnungsamt (Wohnungsnach-
weis) Anzeige zu erſtatten, ſobald eine Wohnung oder
Fabrik-, Lager, Werkſtätten-, Dienſt-, Geſchäftsräume oder
ſonſtige Räume unbenutzt ſind,

b) den Beauftragten des Magiſtrats über die unbenutzten Woh
nungen und Räume ſowie über deren Vermietung Auskunft
zu erteilen und ihnen die Beſichtigung zu geſtatten.

Als unbenutzt gelten Wohnungen und Räume der bezeichneten
Art, wenn ſie völlig leerſtehen oder nur zur Aufbewahrung von
Sachen dienen, ſofern dem Verfügungsberechtigten eine andere
Aufbewahrung ohne Härte zugemutet werden kann, oder wenn der
Verfügungsberechtigte ſeinen Wohnſitz dauernd oder zeitweilig in
das feindliche Ausland verlegt hat.

Die Vorſchriften der Polizeiverwaltung über die Wohnungs-
anmeldung vom 13. Mai 1918 bleiben unberührt. Die darin vor-
geſchriebenen Meldungen ſind neben den im Abſatz 1 vorgeſehenen
Anzeigen zu erſtatten.

g 3.
Hat der Magiſtrat dem Verfügungsberechtigten für eine unbe-

nutzte Wohnung oder für andere unbenutzte Räume, die zu Wohn
zwecken geeignet ſind, einen Wohnungsſuchenden bezeichnet und
kommt zwiſchen ihnen ein Mietvertrag nicht zuſtande, ſo ſetzt auf
Anrufen des Magiſtrats das Mieteinigungsamt, falls für den Ver-
fügungsberechtigten kein unverhältnismäßiger Nachteil zu beſorgen
S den Mietvertrag feſt. Der Vertrag gilt als geſchloſſen, wenn der

ohnungſuchende nicht innerhalb einer vom Mieteinigungsamt zu
beſtimmenden Friſt bei dieſem Widerſpruch erhebt.

Das Mieteinigungsamt kann dabei anordnen, daß die Stadt-
gemeinde an Stelle des Wohnungsſuchenden als Mieter gilt und
berechtigt iſt, die Mieträume dem Wohnungſuchenden weiter zu
vermieten.

S 4.
Jeder Verfügungsberechtigte von Räumen irgendwelcher Art,

(Eigentümer, Nießbraucher oder Nutznießer von Gebäuden oder
deren Vertreter) iſt verpflichtet, auf Anfordern des Magiſtrats der
Stadtgemeinde unbenutzte Fabrik-, Lager-, Werkſtätten, Dienſt-,
Geſchäftsräume oder ſonſtige Räume zur Herrichtung als Wohn
räume gegen Vergütung zu überlaſſen. Das Mieteinigungsamt
beſtimmt die Höhe der Vergütung und die Zahlungsbedingungen,
wenn eine Einigung hierüber nicht zuſtande kommt. Der Magiſtrat
iſt berechtigt, den Gebrauch der hergerichteten Räume einem Dritten
zu überlaſſen, insbeſondere ſie vermieten.

Nach Fortfall der dem Magiſtrat von der Landeszentralbehörde
erteilten Ermächtigung ſind die Räume dem Verfügungsberechtig-ten in angemeſſener Friſt zurückzugewähren. Die Friſt beſtimmt,

wenn eine Einigung nicht zuſtande kommt, das Mieteinigungsamt.
Auf Verlangen der Berechtigten hat die Stadtgemeinde den der
früheren Zweckbeſtimmung und Ausſtattung entſprechenden Zuſtand
der Räume wieder herzuſtellen.

S 5.
Mit Geldſtrafe bis zu 1000 M. wird beſtraft,
1. wer den Beſtimmungen des S 1 Abſatz 1 zu widerhandelt,
2. wer den Anordnungen gemäß F 2 zuwider vorſätzlich eine

Anzeige oder eine Auskunft nicht oder nicht rechtzeitig er
ſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige An-
gaben macht oder eine Beſichtigung nicht geſtattet.

S 6.
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Halle, den 14. November 1918. Der Magiſtrat.

Anordnung
betr. Ausgabe von Mehl für die in der 5. fleiſchloſen Woche

entfallenden Fleiſchmengen.
Als Erſatz für die in der 5. fleiſchloſen Woche 18. bis

24. November 1918 entfallenden Fleiſchmengen werden gegen
Abgabe der 10 Abſchnitte 4 A 4 K oder Fleiſchkarte für Erwachſene
250 Gramm und der 5 Abſchnitte 4 A 4E der Fleiſchkarte für
Kinder 125 Gramm Mehl ausgegeben. Für jeden fehlenden Ab
ſchnitt vermindert ſich die abzugebende Mehlmenge um 25 Gramm.

Anſtalten uſw., die ſich nicht im Beſitze von Fleiſchkarten für
Perſonal und Jnſaſſen befinden, erhalten über die ihnen zuſtehen-
den Mehlmengen Bezugsſcheine, die im Dienſtgebäude Dreyhaupt-
ſtraße 4, Zimmer 55, ausgeſtellt werden. Jn den Anträgen auf
Ausſtellung von Bezugsſcheinen iſt anzugeben, wieviel Erwachſene
und wieviel Kinder, die nach dem 1. Januar 1913 geboren ſind, ſich
am Tage des Antrags in der Anſtalt befinden.

Der Preis für 250 Gramm Roggenmehl beträgt 0.16 M. für
125 Gramm 0,08 M.

Die Bäcker und Mehlhändler haben die vorbezeichneten Ab-
ſchnitte von den Fleiſchkarten abzutrennen und in einem ver-
ſchloſſenen Umſchlage, auf dem Name, Wohnung und die Anzahl
der Abſchnitte des Abliefernden zu vermerken ſind, der ſtädtiſchen
Brotmarken-Annahmeſtelle Dreyhauptſtraße 4) bis zum 27. Nov.
1918 zu übergeben. Die Nichtbeachtung dieſer Beſtimmung, ſo
wie die Ueberſchreitung der abzugebenden Mehlmengen und der
Preiſe ziehen Beſtrafung auf Grund des 80 der Reichsgetreide-
ordnung vom 29. Mai 1918 nach ſich.

Halle, den 16. November 1918.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-

liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, Dienstag, den 19. und
Donnerstag, den 21. November 1918, bei den von ihnen gewählten
Großfirmen die in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden Graupen
abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.
Halle, den 18. November 1918. Der Magiſtrat.

Befanntmachung.
Während des Krieges iſt unter den Pferden des Weſt und

Cſtheeres vereinzelt anſteckende Blutarmut (infektiöſe Anämie) be-
obachtet worden.

Wenn auch ein Grund zur Beunruhigung zur Zeit nicht vor-
liegt, ſo empfiehlt es ſich doch, im Hinblick auf die Gefährlichkeit
der Krankheit und mit Rückſicht auf die vermehrte Möglichkeit ihrer
Weiterverbreitung bei der Rückkunft der Pferde nach Beendigung
des Krieges ſchon jetzt das Augenmerk auf die Seuche zu richten.

Etwaige Verdachtsfälle ſind ſofort dem Herrn Kreistierarzt
des Stadtkreiſes oder der Polizeiverwaltung zu melden, damit die
nötigen Seuchen -Bekämpfrngsmaßnahmen rechtzeitig ergriffen

Der Magiſtrat.

werden können.
Halle, den 14. November 1918. Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung.
Kleiderſammlung für unſere heimkehrenden Soldaten!

Die Heimkehr unſerer Soldaten aus dem Felde und ihr Ueber-
tritt in das bürgerliche Leben wird ſich weit ſchneller vollziehen, als
angenommen werden konnte. Es iſt ein dringendes Ecfordernis,
bei der Beſchaffung bürgerlicher Kleidung für ſie mitzuwirken.

Es ergeht daher an alle unſere Mitbürger, insbeſondere an die,
welche ſich an der Sammlung von Kleidern bisher nicht beteiligt
haben, die Bitte, geeignete Männeranzüge und Mäntel an die Alt-
kleiderſtelle, Leipziger Straße 17, geöffnet von 9--12 und von
3——5 abzugeben. Die Kleider werden gut bezablt. Die Not der
Stunde gebietet raſches Handeln.

Hallenſer! helft unſeren halliſchen Soldaten!

Halle, den 18. November 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Aenderungen im Stundenplan der gewerblichen Fortbildungs-

ſchule ſind eingetreten in folgenden Klaſſen:
Bäcker U 1 Kitineg nachmittags 3--7 Uhr Martinſchule,
Bäcker O 2 Mittwoch nachmittags 3--7 Uhr Martinſchule,
Bauſchloſſer O 2 Freitag und Mittwoch abends 7—-9 Uhr

A. Volksſchule,
Bauſchloſſer Ma Donnerstag nachmittags 1/22 Uhr

A. Volksſchule,
Bauſchloſſer O a Dienstag nachmittags !22 Uhr

A. Volksſchule,
Buchdrucker O 2 Dienstag nachmittags 4--8 Uhr k. Volksſch.,
Buchdrucker O 2 Freitag nachmittags 6--8 Uhr Gymn.-Turnh.,
Elektr. U 1 Montag und Mittwoch nachmittags 6--9 Uhr

dartinſchule,
Gärtner Montag und Mittwoch nachmittags 3--8 Uhr

Gymn.-Hauptg.,
Lithographen Montag und Dienstag nachmittags 4—-7 Uhr

k. Volksſchule,
Maſchinenſchloſſer U e Montag vormittags 7—12 Uhr

O.-Realſchule,
Maſchinenſchloſſer O Ia Dienstag vormittags 7—-12 Uhr

Reform-Realgymn.,
Maſchinenfchloſſer O Ib Mittwoch vormittags 7—-12 Uhr

Reform-Realgymn.,
Modelltiſchler M und O Dienstag vormittags 7—12 Uhr

ReformRealgymn.,
Muſiker U Montag vormittags 8-11 Uhr Talamtſchule,
Muſiker Mittwoch vormittags 8--10 Uhr Talamtſchule,
Muſiker M und O Dienstag vormittags 8-—-11 Uhr Talamtſch.,
Muſiker Freitag vormittags 8--10 Uhr Talamtſchule,
Schneider U und O Dienstag nachmittags 4--8 Uhr k. Volksfch.
Kürſchner uſw. (Unterſtufe) Freitag abends 7—-9 Uhr

k. Volksſchule,
Kürſchner uſw. (Oberſtufe) Donnerstag abends 7—9 Uhr

k. Volksſchule,
Kürſchner uſw. M. Montag vormittags 7--12 Uhr Stadtg.T.,
Kürſchner uſw. M. Montag abends 8—9 Uhr Martinſchule,
Tap. und Dek. U d P ywerstas vormittags 7—-12 Uhr

tadtg.T., 8Tap. und Dek. U und U Montag abends 7—8 Uhr Martinſch,
Schneiderinnen U 1 Dienstag nachmittags 2—-6 Uhr Talamtſch.,
Schneiderinnen U 2 Montag nachmittags 2—8 Uhr Talamtſch.,

eichnen Abt. A. tn nachmittags 2--4 Uhr),
eichnen Abt. B. Mittwoch nachmittags 2—-4 Uhr),

(Jeichnen Abt. C. Freitag nachmittags 4—-6 Uhr),
Putzmacherinnen M. Mittwoch vormittags 8-11 Uhr

Talamtſchule,
Putzmacherinnen Freitag vormittags 8--11 Uhr Talamtſchuleè.

Halle, den 11. November 1918. Der Magiſtrat.

Zur Erinnerung
an den Reichstags Abgeordneten

Dr. Ludiu. Frank.
Vierfarbendruck- Porträt 292 32 cm
groß auf Kunstdruchpapler, so lange
der Vorrat reicht, per Stüch I.50 M.
gegen Voreinsendung. Nachnahme

30 Pf. mehr.
Georg Menge, Berlin S 59

Hasenheide 90.

Pfe fferminz LIkör, Flasche M. 2.15
Magenbitter-
Wermut- SKleseh-
Sherrybrandy-

1388)

vormittags).

Sämtliche Getränke alkoholfrei.
Kkaufhaus H. Elkan,

Leipziger Straàbe S7.

halleſcher hausſcauenbund E. V.

9 m Unſer Strumpf-, Näh und StraßenſchuhLehr-re ang findet nach wie vor unter fachkundiger bewährterm Seiten Rathausſtraße 17 I ſtatt. Anmeldungen hierfür
Große Steinſtraße 16 1 (10-- 12 Uhr vormittags und
4--6 Uhr nachmittags),

Hosentra
Untere Leipziger Str. 9

en

athausſtraße 171 (10--12 Uhr
[1579

0. Blankenstein,
Oh. Leipziger Strase T.ger

C. Siebert fa Schuhe
werden mit Lederſtücken
und Lederriemen beſohlt

und re [1100Hoffmann 20.
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Eine politiſche Umbildung iſt begangen!?
Alle Aenderungen können nur allmählich durch-

geführt werden!
Zunächſt ſind in allen großen Orten des Korpsbezirkes Arbeiter- und Soldatenräte gebildet.

Als Vertreter des werktätigen Volkes und der Soldaten bei Ausübung der Militär und Zivilgewalt ſind

den beſtehenden Militär- und givilbehörden für die
Fortführung der Militär- und givilverwaltung mit-
beſtimmend und mit verantwortlich zur Seite getreten.

Gemeinſame Aufgabe aller Zivil- und Militärbehörden und aller Arbeiter und Soldaten-
räte iſt

Ruhe und feſtes Juſammenarbeiten

mit dem einen Ziel, Ordnung unter allen Umſtänden aufrechtzuerhalten.
Alle Verordnungen über die Lebensmittelverſorgung bleiben in Kraft. FJedermann hat

an der Durchführung der Volks und Heeresverſorgung mitzuarbeiten, um das Volk vor Hungersnot
zu bewahren.Strengſte Selbſtzucht muß geübt werden. Die Rationierung der Lebensmittel muß be

achtet werden. Keiner darf von anderen ouiden, daß er durch ſtrafbare Handlungen die Volks
ernährung gefährdet.

Die Demobilmachung bringt große Mengen Soldaten in die Heimat zurück. Unterſtütze jeder

werktätig die Militär und givilbehörden in ihrer pflichtmäßigen Fürſorge, Aufnahme, Verpflegung
und Unterbringung derſelben.

Proviantämter, Lebensmittellager, Mühlen, Magazine, große Oüter uſw. müſſen durch Stellung
von Bürger und Militärwachen vor Plünderung und Raub geſchützt werden.

Volk und Heer können die jetzige ſchwere Zeit nur
überwinden, wenn jedermann in Zivil und Aniform
freiwillig ſtreng ſeine Pflicht tut.

Magdeburg, 14. Povember 1918.

Der rbelter- und Sol Der Oberpräsident Der gtellv. omm.

datenrat Hagdedurgs der Provinz Sachsen General des [V. H.-R.

GBrandes, Wittmaack, Pinthus. v. d. Schulendurg. v. Weröer, General der ſavallerie z. d.
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